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Die Kommunen – entscheidende Akteure der Energiewende  vor Ort 

 

„Man muss wenden können.“ 

 

Meine Damen und Herren,  

 

dieses Otto von Bismarck zugeschriebene Zitat war sicherlich auf die 

Politik bezogen, nicht auf die Seefahrt, ansonsten wäre es belanglos. 

 

Zumal Bismarck sich auch nicht als besonderer Seefahrer, sondern mehr 

als besonderer Staatenlenker hervorgetan hat. 

 

Jedoch kann uns auch die Seefahrt erhellende Erkenntnisse über die 

Energiewende liefern. 

 

Das neuzeitliche Orakel von Delphi, zumindest was das Allwissen 

angeht, also wikipedia, sagt zur Wende in der Seefahrt folgendes: 

 

„Bei einer Wende erfolgt ein Kurswechsel, bei dem das Schiff mit 

dem Bug durch den Wind geht, das heißt, der Wind kommt 

während des Manövers kurzzeitig auch von vorn. 

 

Meine Damen und Herren,  

 

die Entscheidung, mit der Energiewende einen Kurswechsel zu 

vollziehen, haben wir hinter uns.  

 

Meinen Sie, wir sind schon in der Phase, in der der Wind von vorne 

kommt? Spüren Sie schon Gegenwind? 
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Ich glaube, soweit sind wir noch gar nicht. Ich glaube aber auch, dass 

diese Phase noch kommen wird. 

 

Wenn wir am Ziel der Energiewende festhalten wollen, und das wollen 

wir, dann müssen wir sehen, wie wir uns argumentativ durch diesen zu 

erwartenden Gegenwind bewegen. 

 

„Man muss wenden können.“ 

 

Dieses Wort hat zwei Aspekte: 

 

Zunächst: 

 

Man muss wenden können. Man muss nach seinem Charakter und 

seinen Kenntnissen in der Lage sein, sich einzugestehen, dass ein 

anderer, ein neuer Kurs besser ist als der Alte. Gar nicht mal: Sich einen 

Fehler eingestehen. Sondern eher: Gefahren erkennen und neu 

bewerten, die Vorteile des Neuen trotz des mühsamen Weges sehen 

und höher schätzen als das Alte. Kurz gesagt: nicht stur an etwas Gutem 

festhalten, sondern das Bessere wagen. 

 

Der zweite Aspekt ist: Man muss auch wenden können, das heißt, in der 

Lage sein, die Wende zu vollziehen, und die Mittel und Fähigkeiten dazu 

besitzen. 

 

Aber meine Damen und Herren, was wurde zur Energiewende eigentlich 

beschlossen? 
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Im Eckpunktepapier der Bundesregierung zur Energiewende heißt es: 

 

Deutschland hat die gesellschaftliche Grundentscheidung 

getroffen, seine Energieversorgung in Zukunft aus erneuerbaren 

Quellen zu decken. Die Kernenergie hat darin nur solange eine 

Brückenfunktion, bis die erneuerbaren Energien zuverlässig ihre 

Rolle übernehmen können und die dafür notwendige 

Energieinfrastruktur ausgebaut ist.1 

 

Nach derzeitigem Plan ist das das Jahr 2022 2. 

 

Außerdem: 

 

Ein ambitionierter Klimaschutz bleibt ein entscheidender Treiber für 

den Umbau unserer Energieversorgung; er setzt wichtige 

Investitionssignale für Innovationen und technologischen 

Fortschritt. Deshalb unterstreichen wir die Bedeutung der im 

Energiekonzept vereinbarten Klimaschutzziele: Insbesondere 

wollen wir bis 2020 die Treibhausgasemissionen um 40 %, bis 

2030 um 55 %, bis 2040 um 70 % und bis 2050 um 80 % bis 95 % 

jeweils gegenüber 1990 reduzieren.3 

 

Ich bin der Meinung, dass diese Wende die richtige Entscheidung ist und 

dass uns in Niedersachsens Städten, Gemeinden und Samtgemeinden 

auch die Umsetzung gelingen wird.   

 

 

                                                 
1
 Eckpunktepapier BReg 2011, Punkt 2 

2
 siehe Eckpunktepapier BReg 2011, Punkt 4 

3
 Eckpunktepapier BReg 2011, Punkt 7 
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Denn, meine Damen und Herren, die Energiewende wurde zwar in Berlin 

beschlossen, aber umgesetzt werden muss sie auch und vor allem vor 

Ort in Rhauderfehn und Walsrode, in Dornum und Hardegsen – und 

damit werden und sind die Kommunen die entscheidenden Akteure der 

Energiewende vor Ort. 

 

Dass in den Kommunen bereits die Energiewende stattfindet, möchte ich 

Ihnen an drei Beispielen deutlich machen. Diese drei Beispiele wurden 

im Oktober 2012 ausgezeichnet als Niedersächsische Klimakommunen 

2012; vorausgegangen war ein kommunaler Klimaschutzwettbewerb 

„Klima kommunal 2012“, der von der Kommunalen Umwelt-AktioN 

U.A.N.  – Projekt „Klimawandel und Kommunen“, den Kommunalen 

Spitzenverbänden, weiteren Partnern aus der Energie-, Finanz- und 

Versicherungswirtschaft und dem Niedersächsischen Umweltministerium 

gemeinsam durchgeführt worden war.  Neben weiteren 

Leuchtturmprojekten wurden als „Niedersächsische Klimakommune 

2012“ ausgezeichnet: 

 

Die Gemeinde Didderse  

Die 1.331 Einwohner zählende Gemeinde Didderse hat seit 2008 unter 

dem Titel „Energiewende in Didderse“ ein ganzes Paket von 

Energiemaßnahmen beschlossen und durchgeführt. Die Gemeinde 

unterzieht alle kommunalen Handlungsbereiche einer energetischen 

Prüfung. Hier einige Beispiele: 

 93 m² Photovoltaikanlage auf der Mehrzweckhalle  

 Umstellung der kompletten Straßenbeleuchtung auf LED - 

Energieeinsparung 62 % 
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 Sanierung der Heizungsanlagen in Gemeindebüro, 

Kindertagesstätte, Mehrzweckhalle und den 4 gemeindeeigenen 

Wohnungen  

 Beleuchtung in Mehrzweckhalle und Kindertagesstätte - 

Einsparung 60 %  

 

Meine Damen und Herren, 

Die nur 1.300 Einwohner zählende Gemeinde Didderse wurde als 

„Niedersächsische Klimakommune 2012“ prämiert, weil sie mit ihrem 

breitangelegten Engagement zeigt, dass auch die kleinen Kommunen 

große Handlungsmöglichkeiten im Klimaschutz haben. 

 

Als Klimakommune 2012 ausgezeichnet wurde auch die Stadt 

Barsinghausen. 

Die Stadt Barsinghausen hat eine Liegenschaft mit einer 

Mehrzweckhalle, dem Rathaus und der Grundschule zunächst 

konsequent energetisch saniert und mit einer Lüftungsanlage mit 

Wärmerückgewinnung ausgestattet. Der Wärmebedarf wurde dadurch 

von 1800 auf 700 kW reduziert. Für den verbleibenden Bedarf wurde die 

Liegenschaft in einer gemeinsamen Heizzentrale mit einer rekuperativen 

Wärmeversorgung ausgestattet, bei der – in der Reihenfolge: 

Solarthermische Anlage, Wärmepumpe und Brennwertgerät - 

kaskadenartig jeweils die Heizungskomponenten in Betrieb gehen, die 

die geringsten CO2-Emissionen verursachen.  

 

Meine Damen und Herren, 

die Jury prämierte die Stadt Barsinghausen für ihr strukturiertes, 

vorbildliches kommunales Energiemanagement auf hohem technischen 

Niveau. Neben der konsequenten energetischen Sanierung zeichnet sich 
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die Stadt durch eine betriebstechnische Optimierung der 

Heizungsanlagen per Internet aus, in die auch die Hausmeister 

einbezogen sind. Die automatische Erfassung der Verbräuche, ihre 

Auswertung und konsequente Optimierung der Anlagen und Gebäude 

sind beispielhaft. 

 

 

 

Als dritte Klimakommune 2012 wurde der Landkreis Aurich 

ausgezeichnet 

Der Landkreis Aurich hat zur Erreichung der Klimaziele eine 

Klimastrategie mit zahlreichen Einzelmaßnahmen entwickelt, die 

schrittweise umgesetzt werden. Hierzu gehören: 

 Erhöhung des Anteils der regenerativen Energien 

 Gründung der Eisenbahninfrastrukturgesellschaft Aurich-Emden 

mit Wiederbelebung einer stillgelegten Bahnstrecke  

 Nachhaltige Mobilität im Bereich Tourismus (Urlauberbus für 1 

€/Tag) 

 Gründung des Climate Center North als grenzüberschreitende 

Energieagentur 

 Energiemanagement und energetische Sanierungen 

 Konsequente Umweltbildung in Schulen 

 

Meine Damen und Herren, 

der Landkreis Aurich wurde für sein – sowohl hinsichtlich der 

Zielgruppen als auch hinsichtlich der Themenvielfalt - beeindruckend 

breit angelegtes Engagement als „Niedersächsische Klimakommune 

2012“ ausgezeichnet. Die Jury hob die Gründung und die umfangreichen 

Aktivitäten des grenzüberschreitenden Climate Center North sowie den 
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Bereich der klimafreundlichen Mobilität (mit Wiederbelebung der 

Bahnstrecke und dem Urlauberbus) besonders positiv hervor. 

 

Zahlreiche weitere gute Beispiele aus den niedersächsischen 

Kommunen  können Sie nachlesen u.a. in den Veröffentlichungen der 

Kommunalen Umwelt-AktioN U.A.N. – Projekt „Klimawandel und 

Kommunen“. 

 

Meine Damen und Herren, 

ich glaube, die Energiewende ist vor Ort angekommen und wird von den 

Kommunen nachhaltig vorangetrieben. Aber wir haben noch einen 

weiten Weg vor uns und auf diesem Weg werden wir noch viele 

Probleme aus dem Weg räumen müssen. Aus kommunaler Sicht möchte 

ich Ihnen drei Problembereiche nennen, die wir in unserem 

Forderungskatalog an den Landtag und die Landesregierung für die 

Wahlperiode 2013 – 2018 aufgenommen haben und die es zu lösen gilt: 

 

 

Da wäre zunächst die Forderung nach Schaffung eines 

landesweiten Klimazentrums. 

Den Kommunen kommt im Klimawandel eine Schlüsselstellung zu. Sie 

sind Betreiber vielfältiger Liegenschaften, steuern die Entwicklung vor 

Ort durch Planungen und stellen Leistungen der Daseinsvorsorge für 

Bürgerinnen und Bürger und für die örtliche Wirtschaft zur  

Verfügung. Der Klimaschutz eignet sich in ganz besonderem Maße für 

die interkommunale Zusammenarbeit. Viele Kommunen haben 

gemeinsame Organisationseinheiten für die Energieberatung und den 

lokalen Klimaschutz gegründet oder sind in gemeinsamen 

Klimaschutzprojekten aktiv. Dabei werden auch Partner vor Ort wie das 
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örtliche Handwerk und die Energie-, Finanz- und Versicherungswirtschaft 

regelmäßig einbezogen. Ein solches gemeinsames Vorgehen von 

öffentlicher Verwaltung und aktiven Partnern, das auch auf Landesebene 

seit vielen Jahren in dem U.A.N.-Projekt „Klimawandel und Kommunen“ 

erfolgreich praktiziert wird, ist beispielgebend.  

Die Strukturen für eine flächendeckende Klimaberatung in Niedersachen 

müssen weiter verbessert werden: Neben einer Bestandsaufnahme der 

bestehenden Energie- und Klimacenter und anderer Beratungsagenturen 

ist ein landesweites „Klimazentrum Niedersachsen“, das die Arbeit 

aller Akteure im Klimaschutz in Niedersachsen vernetzt und unterstützt,  

unverzichtbar. Die Kommunen müssen dabei angemessen mitwirken 

und werden ihre im Rahmen des U.A.N.-Projektes „Klimawandel und 

Kommunen“ gesammelten Erfahrungen im Bereich der landesweiten 

Klimaarbeit einbringen. 

Die Energiewende kann nicht verordnet werden; sie wird nur mit den 

Menschen erfolgreich sein. Das Land sollte daher Projekte, die 

Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerbeteiligung und Akzeptanzsteigerung zum 

Ziel haben, unterstützen. 

 

 

Meine Damen und Herren, 

der Netzausbau in Niedersachsen ist sicher ein ganz weit oben zu 

nennender Problembereich aus kommunaler Sicht. 

Erneuerbare Energien sind Energien des Ländlichen Raums. Dezentrale 

Einspeisung verändert nachhaltig heutige Netzstrukturen. 

Leistungsflüsse kehren sich um; Verteilnetze werden zu regionalen 

Transportnetzen. Netzausbau der Verteilnetze durch die Vielzahl der 

Einspeiser und ihre dezentrale Anordnung wird erforderlich. Im Norden 

erzeugte Energien müssen zu den Verbrauchsschwerpunkten im Süden 
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transportiert werden; der Netzausbau der Übertragungsnetze wird 

erforderlich. Die notwendige Beschleunigung des Netzausbaus der 

Übertragungsnetze braucht Akzeptanz in der Bevölkerung. Hier ist die 

Akzeptanz der Erdverkabelung im Vergleich zur Freileitung höher. Die 

mangelnde Akzeptanz von Freileitungen führt häufig zu Verzögerungen 

im Genehmigungsverfahren. Erdverkabelungen stehen oftmals höhere 

Investitionskosten entgegen. Nach einer vom BMU in Auftrag gegebenen 

Studie entsprechen die Mehrkosten für eine Teilverkabelung den Kosten 

einer einjährigen verzögerten Freileitung.  

Den - insbesondere ländlichen - Räumen, die die durch die 

Energiewende verursachten Belastungen durch den Zubau erneuerbarer 

Energien und den Netzausbau zu tragen haben, muss ein 

angemessener Ausgleich zugestanden werden. Dabei geht es u.a. um 

einen gesetzlich verbindlich festzulegenden Ausgleich für die 

Gemeinden, die aufgrund von „Durchleitungen der Übertragungsnetze“ 

besondere Belastungen der Energiewende zu tragen haben. 

Sensible Bereiche wie z.B. Wohnbereichsannäherungen sind von 

Belastungen durch Höchst- und Hochspannungsfreileitungen 

freizuhalten. Gegebenenfalls müssen Teilerdverkabelungen von den 

Genehmigungsbehörden angeordnet werden. 

Die durch die Energiewende verursachten Ausbaukosten der 

Verteilnetze müssen - wie bei den Übertragungsnetzen - von allen 

getragen werden und dürfen nicht nur zu Lasten der Netzentgelte 

der betroffenen – insbesondere ländlichen - örtlichen Verteilnetze 

gehen. Dies hätte eine erhebliche Spaltung der Strompreise 

zwischen Gemeinden mit hohem Verteilnetzausbau (in der Fläche) 

und mit niedrigem Verteilnetzausbau (in der Stadt) zur Folge. Durch 

eine bundesweite „EEG-Umlage Netzausbau“ könnten die 

Ausbaukosten auf alle Verteilnetze umgelegt werden. 
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Meine Damen und Herren, 

abschließend möchte ich einen weiteren Problembereich benennen, 

der mittelbar auch mit der Energiewende zu tun hat. Es geht um die  

Konzessionsabgabe, genauer gesagt: um den Erhalt der 

Konzessionsabgabe. Hier brauchen wir eine klare Grenzziehung für 

den Gasbereich. 

Als Konzessionsabgabe (KA) wird gemeinhin das Entgelt für das Recht 

zur Versorgung von Letztverbrauchern mit Strom, Gas, Wärme und 

Wasser im Gemeindegebiet mittels Benutzung öffentlicher 

Verkehrswege für Leitungen bezeichnet. Die finanzwirtschaftliche 

Bedeutung der Konzessionsabgabe ist mit 4 bis 5 Mrd. Euro pro Jahr für 

die Gemeinden erheblich. 

Im Gasbereich liegen die Sätze der Konzessionsabgabe für 

Tarifkundenlieferungen in Abhängigkeit von der Lieferart und der 

Gemeindegröße zwischen 0,22 und 0,93 Cent pro Kilowattstunde. Bei 

Sondervertragskunden liegt hingegen der Höchstsatz bei 0,03 Cent pro 

Kilowattstunde. Eine klare Grenzziehung zwischen Tarif- und 

Sondervertragskunden gibt es im Gasbereich nicht. In den letzten Jahren 

gehen Energieversorgungsunternehmen immer mehr dazu über, die 

sogenannten gasvollversorgten Haushalte als Sondervertragskunden 

einzustufen mit der Folge, dass nur die niedrigere Konzessionsabgabe 

zur Anwendung kommt.  

Um im Wettbewerb bestehen zu können, sehen sich vermehrt auch 

regionale und lokale Energieversorgungsunternehmen dazu gezwungen, 

Sonderverträge anzubieten. Beschleunigt wird diese Entwicklung 

dadurch, dass auch bei sogenannten Durchleitungslieferungen (wenn 

also Lieferant nicht Netzbetreiber ist) nach Auffassung des 

Bundeskartellamtes nicht die vom Netzbetreiber ggf. vorgenommene 

Einstufung als Tarifkunde (höhere KA), sondern die Einstufung des 
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Lieferanten als Sondervertragskunde (niedrige KA) greift. Im Ergebnis ist 

festzustellen, dass die zurzeit geltende unklare Rechtslage zu 

ungleichen Wettbewerbsbedingungen auf dem Gassektor führt und allein 

die Energieversorgungsunternehmen über das konkrete Ausmaß der 

Einnahmen der Kommune aus der Konzessionsabgabe Gas 

entscheiden. 

Entsprechend dem Strombereich muss daher auch im Gasbereich 

eine Verbrauchs- und Leistungsgrenze eingeführt werden, die für 

den Bereich der Konzessionsabgabe eine klare Grenzziehung 

zwischen Tarif- und Sondervertragskunden zur Folge hat und dazu 

führt, dass gasvollversorgte Haushalte den Tarifkunden zugeordnet 

werden.  

 

Meine Damen und Herren, 

genauso wie die zuvor genannten guten Beispielen aus den Kommunen 

sind auch die aufgeführten Problembereiche nur exemplarisch. Wir 

haben noch einen weiten Weg vor uns und müssen noch viele Hürden 

überwinden. Aber ich glaube, der Weg ist der richtige und am Ende des  

vielleicht steinigen Weges   wird eine Energieversorgung stehen,  

 die nicht auf immer knapper werdende Ressourcen angewiesen ist, 

 die sicher und zukunftsfähig sein wird 

 die wir in andere Länder exportieren können 

 die unser Klima nicht weiter belastet 

 und die im Interesse unserer Kinder ist. 

 

Niedersachsen ist nicht nur das Land der erneuerbaren Energien, 

sondern auch das Land der Seefahrt. Insofern komme ich jetzt noch mal 

auf mein erstes Bild zurück. Wie wird eine Wende in der Seefahrt 

eingeleitet? 
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Der Steuermann gibt das Kommando:  „Klar zum Wenden!“ Ist der 

Vorschoter soweit, antwortet er: „Ist klar.“ Danach wird gewendet. 

 

Ich rufe Ihnen also zu: „Klar zum Wenden!“ 

Sie antworten – überzeugt von meinem Vortrag - gemeinsam „Ist klar!“ 

 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen. 

 

 


